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Kurzfassung

VBRG-Jahresbilanz 2025: Rechte Gewalt bleibt auf alarmierend hohem Niveau

Berlin, 21. Juli 2026

Rechte Gewalt bleibt auf alarmierend hohem Niveau

Für das Jahr 2025 haben die Fachberatungsstellen bundesweit 3.167 rechts, rassistisch und 

antisemitisch motivierte Angriffe dokumentiert. Damit sind die Zahlen gegenüber dem 

Vorjahr zwar leicht zurückgegangen. Rechte Gewalt bewegt sich jedoch weiterhin auf einem 

anhaltend sehr hohen Niveau (2024: 3.453). 

Statistisch wurden an jedem Tag zwölf Menschen Opfer rechter, rassistischer oder 

antisemitischer Gewalt in Deutschland. Insgesamt waren mindestens 4.298 Menschen 

unmittelbar betroffen. Besonders besorgniserregend: darunter sind 604 Kinder und 

Jugendliche (372 Jugendliche/ 232 Kinder). Auch wenn diese Zahl leicht zurückgegangen ist, 

hinterlassen Gewalt- und Ausgrenzungserfahrungen gerade in jungen Jahren tiefe Spuren. 

Sie treffen Kinder und Jugendliche in einer Lebensphase, in der sich Selbstbild, Identität und 

das Gefühl von Zugehörigkeit und gesellschaftlicher Teilhabe erst entwickeln.

Zudem verloren im vergangenen Jahr zwei Menschen durch rechte Tötungsdelikte ihr Leben.

Tatmotive

Rassismus bleibt  bundesweit  mit  55% mit  großem  Abstand  das  häufigste  Tatmotiv.  Ein 

Befund,  der  sich  seit  Beginn  des  gemeinsamen  Monitorings  unverändert  bestätigt.  Im 

vergangenen Jahr wurden 1.729 Taten erfasst.  Damit  liegen die Zahlen zwar unter dem 

Vorjahreswert von 1.794 Fällen, aber weiterhin deutlich über dem Wert von 2023 mit 1.446 

Taten.
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Viele der Taten werden unter Bezug auf die AfD begangen. Aussagen wie: „Wenn die AfD erst  

an der Macht ist, seid ihr dran.“ verdeutlichen diese Entwicklung.

Ein besonders erschütternder Fall war der Angriff auf den 15-jährigen Ricardo. Als er 

auf dem Rückweg vom Badesee in  Pleinfeld in Bayern eine junge Frau nach einer 

Zigarette fragte, wurde er zunächst rassistisch beleidigt und anschließend von der 18-

Jährigen mit  einem Taschenmesser in den Hals  gestochen.  Ricardo starb noch am 

Tatort. Seine Mutter und ihr Rechtsbeistand sind von einem rassistischen Tatmotiv 

überzeugt.  Obwohl  die  Staatsanwaltschaft  auf  Mord  aus  niedrigen  Beweggründen 

plädierte, findet sich im Urteil kein Hinweis auf Rassismus als Tatmotiv.

Auch  die  registrierten  Angriffe  auf  Kinder  und  Jugendliche  waren  fast  ausschließlich 

rassistisch motiviert.  Dazu gehörte ein Fall  aus  Magdeburg im Juli  2025:  Ein 61-jähriger 

Autofahrer  beleidigte  zunächst  Passant*innen  rassistisch  und  fuhr  anschließend  ein 

dreijähriges Kind mit seinem Pkw an.

Politische Gegner*innen

Der VBRG verzeichnete bei Angriffen auf  politische Gegner*innen und Engagierte  einen 

traurigen Rekordwert. Für das vergangene Jahr 2025 wurden 656 Übergriffe erfasst – 100 

Fälle mehr als im 2024 (2024: 542) und eine Verdoppelung zu 2023 (315). Allein 319 Angriffe 

davon richteten sich gegen  zivilgesellschaftlich engagierte Menschen, die sich gegen die 

extreme Rechte und für eine offene und demokratische Gesellschaft einsetzten.

So überfielen organisierte Neonazis im Juni 2025 das Vielfaltsfest in Bad Freienwalde 

in Brandenburg. Unter den Besucher*innen befanden sich auch Familien mit 

Kindern. Die Angreifer stürmten den Veranstaltungsort mit schwarz-weiß-roten 

Sturmhauben und unter anderem mit Schlagstöcken bewaffnet. Mehrere Menschen 

wurden verletzt.
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Queerfeindlichkeit

Auch 2025 blieb das Ausmaß an Gewalt gegen die LGBTIQ*-Community mit 325 

registrierten Gewalttaten auf einem anhaltend hohen Niveau (2024: 344).

Besonders grausam war der Tod eines 44-jährigen Mannes im November 2025 in 

Osnabrück (Niedersachsen). Er wurde von einem Mitbewohner aus 

schwulenfeindlichen Motiven erniedrigt und anschließend erstochen. Zuvor hatte der 

Täter ihn und seinen Lebensgefährten massiv bedroht und ankündigt beide zu töten. 

Vom Gericht wurde er Hass auf Homosexuelle tatauslösend anerkannt. 

Queerfeindlichkeit ist zudem ein zentrales Mobilisierungsthema, insbesondere der sehr 

jungen extrem rechten Jugendgruppen. Neben Angriffen auf Einzelpersonen gehören 

Störaktionen im Umfeld von Veranstaltungen wie CSDs dazu. Hier wurden 2025 zahlreiche 

Gewalttaten erfasst.

Beispielhaft steht dafür der CSD in Grevesmühlen in Mecklenburg-Vorpommern. 

Eine der Organisator*innen wurde von Neonazis, die gegen die Veranstaltung 

mobilisiert hatten, so massiv mit dem Tod bedroht, dass sie unter Polizeischutz 

gestellt werden musste.

Antisemitismus

Mit 180 registrierten Gewalttaten wurden 2025 weniger antisemitische Angriffe erfasst 

als im Vorjahr (2024: 354). Anlass zur Entwarnung gibt es jedoch nicht. Seit dem Massaker 

der Hamas im Oktober 2023 haben sich antisemitische Erzählungen und Denkmuster vor 

dem Hintergrund des Nahostkonflikts weiter in der Gesellschaft verbreitet.

Nach Angaben der Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) blieb die Zahl 

antisemitischer Vorfälle unterhalb der Gewaltschwelle auf dem hohen Niveau des Vorjahres. 
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Für viele Jüdinnen*Juden führte die anhaltende Bedrohung dazu, dass sie ihre jüdische 

Identität aus Angst vor Anfeindungen oder Angriffen bewusst weniger sichtbar machten. 

Dadurch wurde jüdisches Leben zunehmend aus dem öffentlichen Raum verdrängt. 

Ein Beispiel stammt aus Erfurt in Thüringen: Im September 2025 wurde ein Mann 

wegen einer Halskette mit Davidstern in einer Straßenbahn beleidigt und 

zusammengeschlagen. Der Angreifer versuchte anschließend, ihn aus der 

Straßenbahn zu werfen.

Außerdem gehen die Beratungsstellen von einem Gewöhnungsprozess und sinkenden 

Vertrauen in staatliche und zivilgesellschaftliche Organisationen bei Betroffenen aus, in 

deren Folge, Jüdinnen*Juden Angriffe seltener melden oder Beratungsstellen aufsuchen.

Sozialdarwinismus

Zudem wurden 2025 bundesweit 45 sozialdarwinistisch motivierte Gewalttaten registriert 

– 33 weniger als im Vorjahr. Ein Beispiel stammt aus Hagen in Nordrhein-Westfalen: Dort 

wurde  ein  63-jähriger  wohnungsloser  Mann  von  vier  Jugendlichen  beleidigt,  mit  Suppe 

überschüttet und anschließend mit Steinen beworfen, nachdem er sie aufgefordert hatte, die 

Habseligkeiten  eines  Bekannten  in  Ruhe  zu  lassen.  Solche  Taten  machen  deutlich,  wie 

enthemmt die Gewalt gegen besonders vulnerable Menschen sein kann. 

Den zahlenmäßigen Rückgang bewerten wir jedoch auch hier mit großer Vorsicht.  Er ist 

vermutlich auf ein schrumpfendes Hellfeld und nicht auf einen tatsächlichen Rückgang der 

Gewalt zurückzuführen.
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STRAFTATBESTÄNDE

Körperverletzungen bildeten mit 1.800 Fällen erneut die größte Deliktgruppe und machten 

mehr als die Hälfte aller registrierten Angriffe aus. Darunter waren 610 gefährliche und 

1.168 einfache Körperverletzungen. Darüber hinaus wurden zwei vollendete 

Tötungsdelikte sowie 20 versuchte Tötungsdelikte oder schwere Körperverletzungen 

dokumentiert.

Die hohe Zahl von Angriffen, bei denen die Täter*innen schwerste oder sogar tödliche 

Verletzungen ihrer Opfer billigend in Kauf nahmen, blieb auch 2025 alarmierend hoch. 

Besonders deutlich zeigte sich diese Enthemmung bei rassistisch motivierter Gewalt: Elf der 

20 versuchten Tötungsdelikte beziehungsweise schweren Körperverletzungen waren 

rassistisch motiviert.

Ein Beispiel stammt aus Hessen: Ein Jugendlicher wurde nachts auf offener Straße 

unvermittelt angegriffen. Während der Tat bezeichnete sich der Angreifer selbst als 

Nazi. Der Jugendliche wurde so lange getreten, bis er das Bewusstsein verlor.

Massive Bedrohungen

Mit 1.166 Fällen blieben auch Nötigungen und Bedrohungen auf einem anhaltend hohen 

Niveau (2024: 1.212; 2023: 1.020). Die Taten dienen der gezielten Einschüchterung und 

reichten von Gewaltandrohungen bei alltäglichen Begegnungen über das demonstrative 

Bedrohen mit Waffen bis hin zu konkreten Todesdrohungen, bei denen Betroffene gezielt 

von den Täter*innen aufgesucht wurden. So waren 2025 beispielsweise Mitarbeitende einer 

jüdischen Kultureinrichtung in Hessen massiven Beleidigungen und wiederholten 

Bedrohungen durch die extreme Rechte ausgesetzt.

Ein weiteres Beispiel sind die Bombendrohungen gegen mehrere Moscheen in 

Nordrhein-Westfalen: Am 24. Januar 2025 gingen bei Moscheegemeinden in Köln, 

Essen und Duisburg Bombendrohungen ein. Die betroffenen Moscheen wurden 
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teilweise während des Freitagsgebets geräumt und von der Polizei durchsucht. 

Hinweise auf Sprengsätze oder eine konkrete Gefahrenlage ergaben sich nicht

Fazit

„Trotz des leichten Rückgangs beobachten wir eine  zunehmende Normalisierung rechter,  

rassistischer  und antisemitischer  Gewalt.  Bedrohungen  und  Angriffe  gehören  für  viele  

Betroffene inzwischen zum Alltag. Gleichzeitig berichten sie von einem zunehmend feindseligen  

gesellschaftlichen Klima,  in  dem menschen-  und demokratiefeindliche  Einstellungen  offener  

geäußert, Gewalt zunehmend legitimiert und sich auf die AfD bezogen wird.“, fasst Judith Porath 

(Geschäftsführung  Opferperspektive)  für  die  im  VBRG  zusammengeschlossenen 

Fachberatungsstellen zusammen.

„Rechte Gewalt richtet sich dabei nicht nur gegen einzelne Menschen, sondern zunehmend 

gegen eine offene, demokratische Gesellschaft insgesamt. Angegriffen werden Ehrenamtliche, 

Vereine  sowie  Orte  demokratischen  Zusammenlebens  –  von  Parteibüros  über 

Demokratiefeste bis hin zu alternativen Wohnprojekten und Jugendclubs. Es handelt sich hier 

um  Angriffe  auf  unsere  Demokratie.  Ihnen  muss  mit  klarer  politischer  Haltung, 

gesellschaftlicher Solidarität und einer entschlossenen Stärkung demokratischer Strukturen 

begegnet werden.“

Aus Sicht der Beratungsstellen sind daher zwei Punkte besonders wichtig:

Innere  Sicherheit  umfasst  auch  den  wirksamen  Schutz  von  Menschen  vor  rechter, 

rassistischer und antisemitischer Gewalt. Dazu gehören ein konsequenter Opferschutz und 

eine effektive Strafverfolgung. Viele Betroffene erleben jedoch das Gegenteil: Sie werden 

nicht  ernst  genommen,  Angriffe  bagatellisiert,  Ermittlungen  eingestellt  oder  Verfahren 

verschleppt.  Zudem  funktioniert  der  fachliche  Austausch  zwischen  spezialisierten 

Opferberatungen und Ermittlungsbehörden in einigen Bundesländern nicht ausreichend. 

mailto:info@verband-brg.de


VBRG e.V. – Kottbusser Damm 7 – 10967 Berlin

Tel.: +49 30 – 33 85 97 77

E-Mail: info@verband-brg.de

Internetseite: verband-brg.de

____________________________________________________________________________________________

Die spezialisierten Opferberatungsstellen, die Betroffene oft über Jahre begleiten, verfügen 

über  keine verlässliche Finanzierung.  Sie  und viele  andere  Demokratieprojekte  stehen 

zunehmend  unter  Druck.  Politische  Diffamierungen,  Kürzungen  im  Bundes-  und  den 

Länderhaushalten, der Umbau des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ gefährden dabei 

die demokratische Infrastruktur in Deutschland. Davon betroffen ist auch der VBRG und viele 

Partnerorganisationen. Wir fordern daher die gesetzliche Absicherung der spezialisierten 

Opferberatungen.

Über den VBRG

Der Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer 

Gewalt (VBRG) ist der bundesweite Zusammenschluss unabhängiger Opferberatungsstellen. 

Seine Mitgliedsorganisationen unterstützen Betroffene rechter, rassistischer und 

antisemitischer Gewalt, dokumentieren Angriffe und veröffentlichen jährlich eine 

bundesweite Jahresbilanz.

Pressekontakt

Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer 

Gewalt e.V. (VBRG)

Telefon: 030 – 33 85 97 77

E-Mail: presse@verband-brg.de
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